Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1863 

21 . 03 . 74 


Sachgebiet 8 


Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Arbeit und Soziaiordnung (11. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 

1. Vorschlag für einen Beschluß des Rates über die Beteiligung des Europäischen Sozialfonds an 
Maßnahmen zugunsten behinderter Personen 

2. Vorschlag für einen Beschluß des Rates über die Beteiligung des Europäischen Sozialfonds 
zugunsten von Arbeitnehmern, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern 

3. Vorschlag für eine Verordnung des Rates für die neuen Beihilfen zugunsten von 
Arbeitnehmern, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern 

— Drucksache 7/1462 — 


A. Problem 
Zu 1. 

Die Beschäftigungslage der behinderten Personen erfordert die 
Beteiligung des Sozialfonds innerhalb gemeinsamer arbeitspoli- 
tischer Aktionen. 

Zu 2. 

Die Förderung der beruflichen und räumlichen Mobilität der 
Wanderarbeitnehmer in einem integrierten Programm macht 
Zuschüsse des Sozialfonds notwendig. 

Zu 3. 

Die Aufnahme und Integration der Wanderarbeitnehmer und 
ihrer Familien in die soziale und berufliche Umwelt macht Bei- 
hilfen aus dem Sozialfonds erforderlich. 


B. Lösung 
Zu 1. bis 3. 

Vorschläge der Kommission über die Beteiligung des Sozial- 
fonds. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 
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C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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A. Bericht des Abgeordneten Maucher 


1. 

Der Präsident des Deutschen Bundestages hat mit 
Schreiben vom 16. Januar 1974 die in der Drucksache 
7/1462 enthaltenen Vorschläge der Kommission dem 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung federführend 
und dem Ausschuß für Jugend, Familie und Gesund- 
heit zur Mitberatung überwiesen. Der mitberatende 
Ausschuß hat am 21. Februar 1974 die Vorlage bera- 
ten und ein ausführliches Votum abgegeben. Ein- 
stimmig hat der Ausschuß für Arbeit und Sozialord- 
nung am 22. Februar 1974 beschlossen, dem Plenum 
die Kenntnisnahme zu empfehlen. 

II. 

Die Vorlage enthält Vorschläge über die Beteili- 
gung des Europäischen Sozialfonds an verschiedenen 
sozialpolitischen Maßnahmen. 

1 . 

Der Vorschlag für einen Beschluß des Rates über 
die Beteiligung des Europäischen Sozialfonds an 
Maßnahmen zugunsten behinderter Personen zielt 
darauf ab, eine bessere Abstimmung von Angebot 
und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt in der Gemein- 
schaft hinsichtlich der Beschäftigungslage der behin- 
derten Personen mit Hilfe einer gemeinsamen spezi- 
fischen Aktion zu erreichen. 

Dieser grundsätzlichen Zielvorstellung stimmen 
die mit der Vorlage befaßten Ausschüsse zu. Der 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung ist jedoch 
der Auffassung, daß die Bundesregierung bei den 
weiteren Verhandlungen im Rat dafür Sorge tragen 
soll, daß die im neuen Schwerbehindertengesetz — 
Drucksache 7/1515 — enthaltenen Grundsätze zur 
Rehabilitation in dem künftigen Beschluß des Rates 
Niederschlag finden. Demnach müßten die Leistun- 
gen aus dem Sozialfonds auch nur unmittelbar zu- 
gunsten der Behinderten erbracht werden. 

2. 

Ohne Einschränkung befürwortet der Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung den Vorschlag für 
einen Beschluß des Rates über die Beteiligung des 
Europäischen Sozialfonds zugunsten von Arbeitneh- 
mern, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und ab- 
wandern. Diese Vorlage beruht auf Artikel 4 des 
Ratsbeschlusses vom 1. Februar 1971. Sie soll eine 


besondere gemeinschaftliche Aktion mit Hilfe des 
Sozialfonds zugunsten der Wanderarbeitnehmer aus 
Drittländern einleiten, die folgenden Zielen ent- 
spricht: 

— Verbesserung der Bedingungen, unter denen sich 
die Wanderung der Arbeitnehmer und ihre Ein- 
gliederung in die neue Arbeitswelt vollzieht, vor 
allem durch Schaffung einer sozialen Infrastruk- 
tur, die die Wanderung in ihren verschiedenen 
Phasen begleitet; 

— optimaler Einsatz der Arbeitskräfte zugunsten 
einer Wirtschaft, die den Wachstumsbedarf der 
zentralen Regionen mit den Entwicklungspriori- 
täten der Rückstandsgebiete ins Gleichgewicht 
bringt, was etwa die Mobilisierung von Kapital 
zur Förderung der Investitionen in diesen Ge- 
bieten einschließt. 

Als Mittel sieht der Vorschlag Förderungsmöglich- 
keiten für eine berufliche und regionale Mobilität 
vor. Die Beteiligung des Sozialfonds zugunsten der 
Vorbereitung der Abwanderung aus dem Herkunfts- 
land und der Erleichterung der Rückkehr dorthin 
soll auch auf Wanderarbeitnehmer aus Drittländern 
ausgedehnt werden. Durch den Zugang zu den Hilfen 
kann nach Auffassung des Ausschusses das Einleben 
der Arbeitnehmer und ihrer Familienangehörigen 
im Arbeitsmilieu und Aufnahmeland erleichtert wer- 
den. Die vorgesehenen integrierten Programme ent- 
halten entsprechende Bildungsmaßnahmen, die aus 
dem Sozialfonds bezuschußt werden können. Die 
Förderung der Aus- und Fortbildung der erforder- 
lichen Sozialberater sowie das Lehrpersonal ist ein- 
begriffen, soweit sie den Wanderarbeitnehmern und 
ihren Kindern Eingliederungsunterricht erteilen. 

3. 

Der Vorschlag für eine Verordnung des Rates für 
die neuen Beihilfen zugunsten von Arbeitnehmern, 
die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern 
ist die notwendige Ergänzung des unter 2. erläuter- 
ten Vorschlags. Die Liste der in Artikel 3 Abs. 2 
der Verordnung (EWG) Nr. 2396/71 vorgesehenen 
Beihilfen für die Zuschüsse des Fonds gemäß Arti- 
kel 4 des Ratsbeschlusses vom 1. Februar 1971 ist zu 
ergänzen um Hilfen für den besonderen Unterricht 
der Kinder von Wanderarbeitnehmern und die erste 
wohnungsgemäße Unterbringung der Wanderarbeit- 
nehmer und ihrer Familienangehörigen im Aufent- 
haltsland. 


Bonn, den 21. März 1974 


Maucher 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

die Unterrichtung durch die Bundesregierung 

1. Vorschlag für einen Beschluß des Rates über die Beteiligung des Europäischen 
Sozialfonds an Maßnahmen zugunsten behinderter Personen 

2. Vorschlag für einen Beschluß des Rates über die Beteiligung des Europäischen 
Sozialfonds zugunsten von Arbeitnehmern, die innerhalb der Gemeinschaft 
zu- und abwandern 

3. Vorschlag für eine Verordnung des Rates für die neuen Beihilfen zugunsten 
von Arbeitnehmern, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern 

— Drucksache 7/1462 — 
zur Kenntnis zu nehmen. 

Bonn, den 22. Februar 1974 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Dr. Schellenberg Maudier 

Vorsitzender Berichterstatter 
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